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StillstandaufdemLysbüchel-Areal
Bebauungspläne des Kantons bleiben aus – Gewerbeverband ist verunsichert

Von Serkan Abrecht

Basel. Seit vier Jahren hadern und ban-
gen der Gewerbeverband Basel-Stadt
(GVBS) und viele Politker der bürgerli-
chen Lager um das Gewerbe auf dem
Lysbüchel-Areal. Die grössten Mitinha-
ber des Areals sind die SBB, der Kanton
und die Stiftung Habitat. Seit die SBB
den auf ihrem Grundstück ansässigen
Unternehmen mit einer Verlängerungs-
option auf 2017 oder 2021 gekündigt
haben, macht sich Unsicherheit bei den
Unternehmern breit.

In der Dezemberausgabe der vom
GVBS publizierten KMU News bean-
standet der Verband, dass die unge-
wisse Zukunft des 11,6 Hektar grossen
Areals für allgemeine Planungs- und
Investionsunsicherheit bei den anwe-
senden Unternehmen sorgt. Das noch
anwesende Gewerbe zeigt sich skep-
tisch, ob es die Optionsverlängerung
aufgrund der momentanen Lage in
Betracht ziehen soll. Einige Firmen
seien schon ins Umland abgewandert.
Unternehmer, die sich auf Standort-
suche befänden,würden das Lysbüchel-
Areal gar nicht erst in Erwägung ziehen.
Gewerbedirektor Gabriel Barell gibt in
den KMU News sein Bedauern über die
momentane Lage bekannt und fordert
Klarheit vonseiten des Kantons.

Ausbleibende Antworten
Tatsächlich ist der Kanton bezüglich

des weiteren Vorgehens auf dem Lysbü-
chel allen Involvierten und interessier-
ten Parteien noch Rede und Antwort
schuldig. Bis Ende Jahr soll der Bebau-
ungsplan für das Areal Volta-Nord, das
auch zum Lysbüchel gehört, öffentlich
aufgelegt werden. Die Beantwortung
eines parlamentarischen Anzugs des

jetzigen Regierungsrats Lukas Engel-
berger (CVP) durch den Regierungsrat
ist seit Mai 2013 hängig. Ebenfalls aus-
stehend bleibt die Berichterstattung des
Bau- und Verkehrsdepartements (BVD)
unter Regierungsrat Hans-Peter Wes-
sels (SP) über die gesamte Entwicklung
auf dem Gewerbeareal. Man gab
bekannt, bis Dezember des nun auslau-
fenden Jahres zu informieren.

«Dazu wird es dieses Jahr sicherlich
nicht mehr kommen», sagt Marc Keller,
Sprecher des BVD. «Solche Verspätun-
gen können bei Grossprojekten vorkom-
men.» Das oppositionelle Vorgehen des
Gewerbeverbands werde auch nicht zu

einer Beschleunigung der Planung füh-
ren. Der Verband konstatiert jedoch,
dass er sich weiterhin für eine Verdich-
tung des Gewerbeareals, aber in der
Zonenplanung weiterhin auf dem Sta-
tus Quo, also dem Weiterverbleib eines
rein industriell nutzbaren Areals, ein-
setzen werde.

«Das Lysbüchel-Areal ist das letzte
zusammenhängende Gewerbeareal der
Stadt», sagt Patrick Erny, Projektleiter
Politik im GVBS. «Eine Mischzone zwi-
schen Wohnen und Arbeiten führt zu
einer Verdrängung der Unternehmen.
Daswissenwir bereits aus schon existie-
renden Wohnmischzonen, wo die Kla-

gen der Anwohner aufgrund der Lärm-
emissionen für einen erhöhten Druck
auf die Unternehmer sorgten, welche
letztendlich wegziehen mussten.» Dies
führe dann zu einer Fluktuation von
Gewerbebetrieben ins Umland und
habe somit einen negativen Einfluss auf
den basel-städischen Arbeitsmarkt.

Diese angekündigte Gewerbezer-
streuung bestreitet Marc Keller: «Die
von uns angestrebte Verdichtung führt
nachhaltig sogar zu mehr Platz für
Unternehmen als bisher. Ebenso ist die
Entstehung von neuen Wohnflächen
enormwichtig. Die Lage imWohnungs-
markt ist sehr angespannt. Umso wich-
tiger ist, dass wir solche Chancen wie
den Lysbüchel nutzen.» Es sei jedoch so,
dass dafür einige der ansässigen
Betriebe weichen müssen. Dies sei
unvermeidbar im Gesamtinteresse. Der
Norden des Areals stehe dem Gewerbe
aber nach wie vor zur Verfügung.

Verzögerung der Planauflage
Die Aussage von Keller unterstreicht

auch Basil Gilliéron, wissenschaftlicher
Mitarbeiter der Fachstelle Wohnraum-
entwicklung in der Kantons- und Stadt-
entwicklung. «Auch wenn nach wie vor
jährlich über 17000 Personen alleine
innerhalb des Kantons umziehen kön-
nen, ist mit einer Wohnungsleerstands-
quote von 0,3 Prozent die Situation auf
demWohnungsmarkt angespannt.

Darum sind Projekte wie das Lysbü-
chel-Areal wichtig, um den Wohnungs-
markt ein wenig zu entspannen.» Der
momentane Interessenskonflikt verzö-
gert die öffentliche Planauflage weiter.
Die SBB seien noch immer im Dialog
mit Baurechtsnehmern auf ihremAreal,
sagt Marc Keller. Eine Offenlegung sei
aber im folgenden Jahr zu erwarten.

NeuesBasler
Fahrgastschiff
Regierungsrat beantragt
neun Millionen Franken

Basel. Die bisherige Leistungsverein-
barung mit der Basler Personenschiff-
fahrtsgesellschaft (BPG) AG soll für eine
Periode von wiederum fünf Jahren
erneuert werden. Dies beantragt die
Regierung dem Grossen Rat. In der Leis-
tungsvereinbarung wird der Grundauf-
trag der BPG definiert. Dieser umfasst in
erster Linie das Anbieten von saisonalen,
kantonsübergreifenden Kursfahrten
sowie touristische Stadt- und Hafen-
rundfahrten, verbunden mit Verpfle-
gungsmöglichkeiten auf allen Schiffen.
Der jährliche Betriebsbeitrag von
470000 Franken finanziert auch die
Instandhaltungs-, Ersatz- und Wert-
erhaltungsmassnahmen für die beste-
hende Flotte. Die Leistungsvereinbarung
soll rückwirkend ab 2015 erfolgen.

Im gleichen Ratschlag beantragt der
Regierungsrat dem Grossen Rat auch
einen Investitionsbeitrag des Kantons
von neun Millionen Franken für den
Kauf eines neuen, modernen und grös-
seren Fahrgastschiffes. Damit könne die
BPG ihre «Kapazitäten und Produkte-
palette erweitern und damit Wachstum
nutzen». Das neue Schiff soll im Früh-
jahr 2018 in Betrieb gesetzt werden.

«Der Ratschlag konnte erst jetzt an
den Grossen Rat verabschiedet werden,
weil zuerst vertiefte und dadurch zeit-
aufwendige Abklärungen in Bezug auf
die Beschaffung des neuen Fahrgast-
schiffes erfolgen mussten», schreibt die
Regierung. Die Verspätung habe zur
Folge, dass der Jahresbeitrag für das
Jahr 2015 zwar budgetiert, aber noch
nicht an die BPG ausgerichtet werden
konnte. Der Regierungsrat beantragt
daher einen Nachtragskredit, damit der
Jahresbeitrag 2015 von 470000 Fran-
ken nachträglich an die BPG ausbezahlt
werden kann. hei

CVP-Fraktionschef fordert Erhaltung des Gewerbes

Basel. gleich vier ausstehende Vor-
stösse hat der Regierungsrat gestern in
einer Kurzmitteilung beantwortet. Die
anzüge der grossräte Remo gallacchi
(CVP), Heiner Vischer (LDP) sowie der
ehemaligen FDP-grossräte Urs
Schweizer und elias Schäfer (FDP)
bezogen sich auf den erhalt und die
Förderung von gewerbearealen sowie
der Möglichkeit, Ersatzflächen für das
handwerkliche und produzierende
gewerbe zu bieten.
Die Regierung beantragt nun dem
grossen Rat, die Vorstösse als erledigt
abzuschreiben. Der Regierungsrat
begrüsse zwar das gemeinsame ziel
der anzüge, dass gewerbebetriebe
weiterhin in Basel ansässig sind. Die
vorgeschlagenen Massnahmen seien
jedoch nur teilweise sinnvoll, da sich
zusätzliche Regulierungen negativ auf
die wirtschaftliche entwicklung des
Kantons auswirken würden. Man sei
aber bestrebt, die Rahmenbedingungen

für das gewerbe permanent zu
verbessern.
Mit dieser antwort ist Remo gallacchi,
Fraktionspräsident der CVP Basel-
Stadt im grossen Rat, gar nicht zufrie-
den. «Diese kurze antwort macht den
anschein, als ob der Regierungsrat die
Situation nicht ernst nehmen würde.»
ein solches Thema erfordere eine sau-
bere und detaillierte Bearbeitung. er
werde sich mit dem Liberalen Heiner
Vischer zusammentun und sich im
grossen Rat dafür einsetzen, die
anzüge stehen zu lassen. ebenfalls
verlangt gallacchi ein Schreiben der
Regierung, in dem sie sich zu der er-
haltung des gewerbeareals Lysbüchel
und dessen Verbleib in der Zone 7
(industrie- und gewerbezone) bekennt.
«es scheint so, als ob die Regierung
bereits entschieden hat, was mit dem
areal geschieht», erklärt gallacchi. er
werde weiter für die erhaltung der zone
7 kämpfen. sa

Wir sind 2015

Die grosse Doppelnummer zum Jahresende:
Abwechslungsreiche Gesprächemit
Persönlichkeiten, die im vergangenen Jahr
aufgefallen sind.
Probe-Abo: Telefon 043 444 57 01 oder
auf www.weltwoche.ch/abo
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